4

30. Mai 2013
 Schriftliche Kleine Anfrage
der/des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 22.05.2013

und Antwort des Senats
- Drucksache 20/8086 -
Betr.: 
Konsequenzen für Hamburg aus der 9. Verbraucherschutzministerkonferenz 
Am 16. und 17. Mai 2013 fand in Bad Nauheim die 9. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) der Bundesländer statt. Dort wurde auch über das wichtige Thema Lebensmittelsicherheit gesprochen. Allerdings findet sich weder in der abschließenden Pressemitteilung der VSMK vom 17. Mai 2013 noch in jener der Hamburger Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz (BGV) vom selben Tage ein Hinweis auf die sogenannte Hygieneampel. Deren Einführung hatte sich Senatorin Prüfer-Storcks für ihren Vorsitz der VSMK im vergangenen Jahr medienwirksam auf die Fahnen geschrieben und für den Jahresbeginn 2013 angekündigt. Bisher blieb es nur bei der Ankündigung. Gerade nach den zahlreichen Lebensmittelskandalen der letzten Jahre ist ein konsequenter und wirksamer Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher allerdings dringend geboten.
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
1. War die Hygieneampel Gegenstand der Beratungen der 9. VSMK? Wenn ja, wer hat dieses Thema auf die Tagesordnung gesetzt und welche Beschlüsse wurden zur Hygieneampel gefasst?

Das Thema wurde auf der 9. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) behandelt, Berichterstatter war Nordrhein-Westfalen. 
Als Ergebnis wurde die Forderung nach einer gesetzlichen Gesamtkonzeption im Sinne eines abgestimmten und in sich schlüssigen Transparenzsystems bekräftigt. 

In einer Protokollerklärung haben die Länder Bremen, Baden-Württemberg, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Saarland, Thüringen betont, dass sie die von der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz erarbeiteten Regelungsentwürfe als geeignete Grundlage für ein schnellstmögliches Gesetzgebungsverfahren zur Schaffung eines bundeseinheitlichen Modells zur Transparentmachung der Ergebnisse amtlicher Kontrollen von Lebensmittelunternehmen betrachten. 
2. Wie ist der aktuelle Stand hinsichtlich der von Senatorin Prüfer-Storcks angekündigten Einführung der Hygieneampel in Hamburg?

Ziel ist eine bundesweite Einführung des Bundeseinheitlichen Modells zur Transparentmachung der Kontrollergebnisse von Lebensmittelunternehmen. Dafür hat sich Hamburg sowohl im Bundesrat, auf der VSMK und bei der Erarbeitung von Regelungsentwürfen aktiv beteiligt. Hamburg wird sich um die Einbringung der Regelungsentwürfe (siehe Antwort zu 1.) in den Bundesrat gemeinsam mit anderen Ländern bemühen. 

3. Wird die Hygieneampel im Jahr 2013 in Hamburg eingeführt? Wenn ja, wann genau?

Durchführung und Abschluss eines für eine bundeseinheitliche Einführung notwendigen Gesetz-gebungsverfahrens sowie dessen vollständige Umsetzung ist im Jahr 2013 nicht zu erwarten.

4. Welche konkreten für Hamburg relevanten Ergebnisse hat die 9. Verbraucherschutzministerkonferenz geliefert? Welche konkreten für Hamburg relevanten Beschlüsse wurden gefasst?

Gegenstand der 9. VSMK, die am 16. und 17. Mai 2013 in Bad Nauheim stattgefunden hat, waren zahlreiche Themen insbesondere aus den Bereichen gesundheitlicher Verbraucherschutz, Ernährung, Verbraucherbildung und wirtschaftlicher Verbraucherschutz.
Im Bereich des wirtschaftlichen Verbraucherschutzes hat Hamburg zwei Anträge zur Verbesserung der Verbraucherinformation bei der privaten Renten- und Lebensversicherung sowie bei der Riesterrente eingebracht, die jeweils einstimmig angenommen wurden. 
In Bezug auf die präzisen Anträge und gefassten Beschlüsse wird auf das Protokoll der 9. VSMK verwiesen, das auf der Internetseite der VSMK unter 
https://www.verbraucherschutzministerkonferenz.de/Beschluesse.html veröffentlicht ist. 
5. In der Antwort auf eine Anfrage des Abgeordneten Dennis Thering (Drs. 20/2757) vom 05.01.2012 zu den von Frau Prüfer-Storcks als Vorsitzende der VSMK gesetzten Themen wurden unter 1 a) vier Themen genannt. Inwieweit wurden diese Themen mittlerweile bearbeitet und welche Ergebnisse gab es mit Blick auf Hamburg? Welche konkreten Maßnahmen wurden zu diesen vier Themen jeweils vom Senat bzw. der zuständigen Behörde in Hamburg umgesetzt?

Folgende Maßnahmen wurden ergriffen:
Verbesserung der Futtermittel- und Lebensmittelüberwachung

Abschluss einer Bund-Länder Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den Ländern in Krisenfällen im Bereich der Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit; Abschluss einer Bund-Länder Verwaltungsvereinbarung zur Einrichtung einer Zentralstelle beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit für die Überwachung des Internethandels mit Lebensmitteln, Futtermitteln, Bedarfsgegenständen, Kosmetika und Tabakerzeugnissen; Prüfung und Beginn der Umsetzung der Beschlüsse zur Einführung interdisziplinärer Kontrollteams; Einsatz zur Verbesserung des § 40a Abs.1 LFGB (Information der Öffentlichkeit).

Aktivitäten und Ausbau der Verbraucherforschung in Deutschland

Im Rahmen der 8. VSMK 2012 in Hamburg fand ein Austausch über die Aktivitäten der Länder im Bereich der Verbraucherforschung statt. Dabei stellte sich heraus, dass nur einige wenige Länder Aufträge zur Verbraucherforschung vergeben. 
Modernisierung des Datenschutzes und verbraucherfreundliche Weiterentwicklung im Hinblick auf Rechte der Betroffenen

Im Bereich des Datenschutzes hatte sich die 8. VSMK 2012 u.a. mit der Verbesserung des Datenschutzniveaus durch Maßnahmen, wie insbesondere der Verpflichtung zu Privacy-by-design – Voreinstellungen, dem Recht auf Löschung der eigenen Daten, Datenminimierung im e-Commerce und den sozialen Medien befasst. Außerdem wurde die nationale Umsetzung der Empfehlungen der EU-Kommission zur Umsetzung der Grundsätze der Wahrung der Privatsphäre und des Datenschutzes bei der Nutzung von Radiofrequenztechnologie (RFID) gefordert.
Die 9. VSMK sprach sich einstimmig für verbraucherrelevante Verbesserungen im digitalen Rechtemanagement (DRM) und für die Schaffung rechtlicher Grundlagen zum Weiterverkauf digitaler Inhalte (Software, Apps, Musik, etc.) durch die Verbraucher aus.
Wirtschaftlicher Verbraucherschutz unter anderem bei Lebensversicherungen

Die 8. VSMK hat sich 2012 auf Antrag Hamburgs u.a. für eine Verbesserung der Verbraucherinformationen bei privaten Renten- und kapitalbildenden Lebensversicherungen ausgesprochen. Ausgangspunkt für diesen Antrag war das vorgeschaltete VSMK-Verbändegespräch (u.a. mit dem Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft e.V.), bei dem die Problematik hoher Abbruchquoten von Renten- und kapitalbildenden Lebensversicherungen erörtert wurde.
Im Gesetzgebungsverfahren zum Gesetz zur Begleitung der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (SEPA-Begleitgesetz) hat Hamburg sich dafür eingesetzt, dass die Belastungen des derzeitigen Niedrigzinsumfeldes nicht einseitig auf die Versicherungsnehmer von Lebensversicherungen überwälzt werden, sondern stattdessen eine ausgewogene Lösung gefunden wird.
6. Welche konkreten neuen Maßnahmen wurden in der laufenden Wahlperiode in Hamburg vom Senat bzw. der zuständigen Behörde im Bereich wirtschaftlicher Verbraucherschutz eingeführt? Was haben diese Maßnahmen gekostet? (Bitte aufschlüsseln nach Kosten für die FHH, für die Verbraucher und für Unternehmen.)

7. Welche weiteren Maßnahmen im Bereich wirtschaftlicher Verbraucherschutz plant der Senat bzw. die zuständige Behörde für den Rest der laufenden Wahlperiode? Mit welchen Kosten wird hierbei gerechnet? (Bitte aufschlüsseln nach Kosten für die FHH, für die Verbraucher und für Unternehmen.)

Auf Basis des Arbeitsprogramms des Senats für die 20. Legislaturperiode konzentrieren sich die Aktivitäten im Bereich des wirtschaftlichen Verbraucherschutzes neben der Verbraucherinformation primär auf die Stellungnahme zu und die Initiierung von Gesetzesinitiativen auf EU- und Bundesebene. Nachfolgend sind exemplarisch einige politische Themen aufgeführt, bei denen sich die zuständige Behörde schwerpunktmäßig im Sinne des Verbraucherschutzes eingesetzt hat bzw. einsetzt:

· Einführung eines subjektiven Anspruchs auf ein Guthabenkonto (Hierzu ist ein Gesetzentwurf aktuell im Bundesrat anhängig und soll dort voraussichtlich am 7. Juni 2013 beraten werden.)

· Maßnahmen gegen unseriöse Geschäftspraktiken (Das Gesetzgebungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.)

· Begrenzung der Zinsen bei Dispositionskrediten (Die Forderung nach einer gesetzlichen Obergrenze hat im Bundesrat keine Mehrheit gefunden.)

· Stärkung der Honorarberatung (Das Gesetz ist aktuell im Bundesrat anhängig und soll dort voraussichtlich am 7. Juni 2013 beraten werden.)

· Verbesserung des Verbraucherschutzes bei Lebensversicherungen (Einzelheiten siehe Antwort zu 5.).

Da es sich bei den Aktivitäten zu diesen Themen im weitesten Sinne um laufende bzw. nicht erfolgreich abgeschlossene Verfahren handelt, können zurzeit keine Angaben zu den Kosten gemacht werden.

Auch in der verbleibenden Zeit der laufenden Wahlperiode werden die Aktivitäten im wirtschaftlichen Verbraucherschutz im Wesentlichen in der Begleitung von Gesetzgebungsverfahren und der Einbringung von Gesetzesinitiativen bestehen.
Zusätzlich wurden im Rahmen der Verbraucherinformation speziell für Hamburger Verbraucherinnen und Verbraucher verschiedene Materialien online oder in gedruckter Form, u.a. ein Verbraucherschutz-kalender mit Verbrauchertipps sowie eine Broschüre unter dem Titel „Upload/Download – Rechte im Internet“, veröffentlicht. Aufgrund der positiven Resonanz soll voraussichtlich auch für das Jahr 2014 wieder ein Verbraucherkalender erstellt und veröffentlicht werden. Aktuelle Informationen und Tipps zum wirtschaftlichen Verbraucherschutz sind im Übrigen unter der Internetadresse http://www.hamburg.de/kundenschutz abrufbar. Bei Veröffentlichungen können für die Freie und Hansestadt Hamburg abhängig von der Veröffentlichungsform Sachkosten z.B. für Druck und Layout entstehen, die grundsätzlich aus den Haushaltsmitteln der zuständigen Behörde finanziert werden. Verbrauchern und Unternehmen entstehen hierdurch in der Regel keine Kosten.

Darüber hinaus ist am 28. Mai 2013 die Durchführung einer öffentlichen Informationsveranstaltung für Verbraucherinnen und Verbraucher zum Thema „Kauf einer Immobilie“ geplant. Die Sachkosten werden voraussichtlich ca. 2.000 € betragen.
Verbrauchern und Unternehmen werden durch diese Maßnahme keine Kosten entstehen.
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